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Vorgehensweise und mögliche Formen des
gemeinschaftlichen Wohnens

1. Bestimmen der zur Bau- bzw. Kaufgemeinschaft gehörende Personen

2. Vorstellungen, Absichten und Ziele definieren

3. Grundstück / Objekt suchen
Frage: Welche Rechtskonstruktion (ggf. Vorform) bzw. Methoden gibt es, um kurzfristig
ein Haus mit der Gruppe zu kaufen, - ohne das alle Details festgelegt sind, - was dem
Verkäufer unkompliziert erscheint, - die Banken veranlaßt uns das Geld zu geben, - daß bei
einer genauen Festlegung der endgültigen Rechtsform keine zusätzlichen Gebühren
entstehen.

4. Grundstücks- bzw. Objektkauf
vielleicht als Bruchteilsgemeinschaft und Festlegen folgender Dinge in der
Nutzungsvereinbarung:

• die Anteile,

• ggf. Nutzung eines realen Teils der gemeinschaftlichen Sache,

• Einschränken des Verkaufs einzelner Miteigentümer durch:

• Vorkaufsrecht,

• falls möglich, Angaben, die sich auf den Zeitpunkt und die Voraussetzungen für die
Beendigung der Bruchteilsgemeinschaft (z.B. Erstellen eines Teilungsvertrages)
beziehen,

• sind nicht möglich:

Willenserklärungen, die über die reine Verwaltung der Sache hinausgehen, Bindungen, die
die Bruchteilsgemeinschaft als Rechtsverhältnis auf Dauer sehen. Jede Gemeinschaft des
§ 741 BGB ist auf völlige Teilung gerichtet.

Ganz wichtig: KUTHE, C: Gemeinsam Bauen - ... Seite 137 und Seite 53 !!!

5. Vorentwurf, Entwurf, Altlasten, Baubeschreibung, Umbau, Ausbau, Sanierung,
Renovierung, Finanzierung
Frage: Kostet der Übergang von einer Bruchteilsgemeinschaft zu

a) einer Gemeinschaft nach WEG oder

b) einer GbR

nochmals Gebühren (z.B. beim Notar, Grundbuch, )



6 . Mögliche Rechtsformen

Begründen des Wohnungseigentums (Teilungsvertrag)
ohne das ein Geber von (Wohnungs-) Erbbaurecht
(z.B. eine Eigentümergesellschaft GbR in der alle
Gesellschafter sind) vorgeschaltet ist. Somit bleiben
die unabdingbaren Vorschriften des WEG hinsichtlich
Veräußerung, Bestellen eines Verwalters usw.
erhalten und sind somit im Teilungsvertrag auch nicht
zu unterwandern.

Genossenschaft(e.G)

mit stiller
Gesellschaft (e.V. &
Still)

mit
Dauerwo
hnrecht
(ergibt
eigentums
ähnliche
Rechte)

Zusätzlich1 zwecks
Bindung an die Ei-
gentümergemeinsc
haft wird eine GbR
mit Gesell-
schaftsvertrag ge-
gründet. Die Mit-
glieder der WE-
Gemeinschaft sind
stets Mitglieder
der GbR.

Teile des Gesamtobjektes können als
Sondereigentum einer GbR in das Grundbuch
eingeschrieben werden.

Die Mitglieder der WE-Gemeinschaft können
aber müssen nicht Mitglieder der GbR sein.
Unter diesem Sondereigentum können Woh-
nungen (als Gästehäuser oder zur Vermie-
tung), Freizeitbereiche??? oder Gewerbebe-
reiche laufen. Dieses Sondereigentum ist bei
Verlusten steuerlich anrechenbar und bei wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten verkaufbar.

Stille Gesellschafter
können Verluste
steuerlich geltend
machen.

Zuschüsse für
Dauerwohnrechtsin
haber.

Die Bindungs-
wirkung ist sehr
hoch.

Verträge/Vereinbarungen/Selbsthilfeordnungen, die den Ablauf der Selbsthilfe bzw. die
Eigenleistung regeln (ggf. steht dieses im Gesellschaftsvertrag) müssen eingearbeitet
werden.

Frage: Was ist von folgenden Konstruktionen zu halten?

1. Die Gruppe bildet eine GbR. Die Wohnungen werden an die Gesellschafter vermietet.
Die dabei entstehenden Verluste aus Vermietung und Verpachtung werden den
einzelnen Gesellschaftern zugewiesen. Für seine eigene Wohnung geht dies natürlich
nicht. Auch eine steuerliche Förderung ist wohl nicht möglich. Es ist aber zu vermuten,
daß die steuerliche Absetzbarkeit unterm Strich höher ausfällt als die normalen
Steuerzuschüsse.

2. Falls dies nicht geht, kann man für jede Wohnung eine GbR gründen, deren
Gesellschafter aus allen Hausbewohnern mit Ausnahme des Mieters selbst besteht.

3. Falls dies mit einer GbR nicht geht, ist dies am Beispiel einer Genossenschaft (e.G. &
Still) zu betrachten (vielleicht auch mit einer e.G. & Co KG). Auf den Fall 2 bezogen
könnte das bedeuten, daß eine Genossenschaft nur eine Wohnung besitzt, die
Wohnungsmieter der haftende Geschäftsinhaber und auch Eigentümer ohne finanzielle
Einlage sind. Das Geld kommt ausschließlich von den stillen Gesellschaftern.

Inhalt des Teilungsvertrages (in der Praxis in Gemeinschaftsordnung und Aufteilungsplan
unterschieden) kann sein:

• Aufteilung des Sondereigentums,
• Miteigentumsanteile am gemeinschaftlichen Eigentum,

                                                
1 Was heißt "zusätzlich"? Wie werden die einzelnen Rechtsformen miteinander verbunden?



• Regelungen zur Nutzung des gemeinschaftlichen Eigentums und Einrichtungen sowie
deren Kauf bzw. der gemeinschaftlichen Erstellung,

• Sondernutzungsrechte,
• Absprachen über mögliche zukünftige Veränderungen von Sondereigentum außerhalb

der Wohnungen (z.B. Dachgauben, Sichtmauern, Anbauten ...).
• ökologisches, ökonomisches, soziales, kulturelles und ästhetisches Wohnverhalten bzw.

-anspruch, gemeinschaftliche Verwaltung,
• Hausordnung: Arbeitsleistungen für z.B. Reinigung und Pflegen der Anlagen,

Ruhezeiten, Tierhaltung, Wochenpläne, Nutzungsgebühr
• Abrechnungen der Bewirtschaftungskosten: Betriebskosten (z.B. Heizungsanlage),

Verwaltungskosten, kommunale Kosten und Instandhaltungskosten auch der
Gemeinschaftsanlagen, - Eigentümerversammlung: Verwaltungsrat, Verwalter, sonstige
Organe, Standardänderungen

• Sicherstellung gemeinsamer Entscheidungsstrukturen z.B. bei der
Eigentümerversammlung

• Abstimmungsverhältnisse (nach Eigentumsanteil, Wohnpartei, Stimme aufteilbar,
mit/ohne die Stimme des Betroffenen oder der Mieter, ...)

• Mehrheitsverhältnisse (einfache - , qualifizierte - (66%, 75%), einstimmige - )
• Minderheitenveto z.B. bei Angabe von persönlichen Gründen mit entsprechenden

Gegenvorschlag
• Fristen
Inhalt des Gesellschaftsvertrages (Aufbauvertrag und Wohnvertrag), der die Binnenstruktur
in der Gemeinschaft regelt, kann sein:

• "Kooperatives Planen, Bauen und Wohnen" (Präambel, Zielvorstellung), Raum-, Bau-
und Umbauprogramms,

• Aufteilung in Wohnungs- und Teileigentum, Planungs- und Organisationsabläufe,
• rechtliche, finanzielle und bauliche Durchführung,
• Sicherstellung gemeinsamer Entscheidungsstrukturen,
• Herstellen gemeinsamer Handlungsfähigkeit nach außen,
• Standardisierung um Großeinkäufe (ggf. Direktimporte) zu ermöglichen, - Bedingungen

und zeitlicher Ablauf für den Ausstieg einzelner Personen ökologische und ökonomische
Bau- und Energieformen,

• Anteil und Verrechnung der Selbsthilfe,
• ökologisches, ökonomisches, soziales, kulturelles und ästhetisches Wohnverhalten bzw.

-anspruch,
• durch eine Fortsetzungsklausel den Bestand der GbR auf Dauer sichern
• Ausscheiden eines Gesellschafters (Ausgleich, Nachfolge, Vorkaufsrecht Ankaufsrecht),
• Regelungen zur Vermietung, Verkauf (ggf. Modalitäten zur Erfassung des Realwertes

u.a. Eigenkapital, Selbsthilfe, Wertzuwachs (Inflation von Bauindex oder Warenkorb
sowie nachträgliche Investitionen), Minderungen (z.B. Verbrauch), Abfindungen,
Verhinderung von Spekulation), Verpachtung, Vererbung, Auszug, Umzug, ...

• Heimfall-Regelungen bei Zuwiderhandlung (§ 2 Erbbau VO),
• Einrichten eines Solidarfonds und Richtlinien für die Bedürftigkeit,
• Zulassen flexibler Anteile mit Hilfe von Durchschnittsverzinsungen der Anteile,
• Haftungsbeschränkungen der einzelnen Mitglieder und Schutz der Gruppe vor z.B.

Zwangsversteigerung,
• Einstellen von Baubandwerkern als BGB-Gesellschaft und/oder Sozialversichern von

anderen Helfern.



7. Durchführung des Baugenehmigungsverfahrens

8. Festlegen und Organisation der Selbsthilfe- und Handwerkereinsätze
Frage: In der GbR wird die Selbsthilfe steuerlich nicht zu den Herstellkosten gezählt. Wie
sieht dies beim Wohnungseigentum aus?

9. .... (siehe: Neue Träger im Wohnungsbau S.13/14)
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